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Diakonie Baden ignoriert die Wünsche 
der Beschäftigten 
und ermöglicht stattdessen einseitige Verschlechterungen 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

die Diakonie Baden hat es zum zweiten Mal rund-
weg abgelehnt, mit ver.di über die zunehmende 
Unzufriedenheit der Diakonie- Beschäftigten mit den 
Arbeitsbedingungen und Einkommen zu reden. Die 
Umsetzung der Forderungen ist dabei sogar ein 
absolutes Tabuthema. Begründung: Die Diakonie sei 
auf den 3. Weg verpflichtet. Wir vermuten: Der 
Gesprächswunsch wird ignoriert, weil er von einer 
gewerkschaftlichen Tarifkommission kommt. Doch 
über Tarifkommissionen, bestehend aus Beschäftig-
ten der jeweiligen Tarifbereiche, läuft nun mal die 
Willensbildung bei ver.di. 

Die Kolleginnen und Kollegen wollen ihre Interessen 
gegenüber der Diakonie Baden direkt vertreten wis-
sen. Sie wollen nicht den Beschlüssen der Arbeits-
rechtlichen Kommission im fernen Diakonischen 
Werk der EKD ausgeliefert sein, ohne sich in irgend-
einer Weise einbringen zu können, geschweige 
denn nach ihren Vorstellungen gefragt zu werden. 

ver.di hat die Beschäftigten nach ihren  

Wünschen gefragt 

ver.di hat genau dieses Bedürfnis aufgenommen 
und die Beschäftigten im Sommer nach ihren Forde-
rungen gefragt. Die große Mehrheit der Kolleginnen 
und Kollegen, die sich beteiligt haben, sprach sich 
für eine Einkommenserhöhung zwischen 2 und 5 
Prozent aus. 

 

 

Das sind  nach der Wichtigkeit nach gereiht  die 
Forderungen der Kolleginnen und Kollegen: 

 eine neue Altersteilzeitregelung, 
 die Beibehaltung der derzeitigen Wochenarbeits-

zeit, 
 die Verbesserung der Bereitschaftsdienstentgelte 

und der Vergütung für die Nachtarbeit, 
 die Forderung nach einer Höherbewertung der 

Zeit, wenn Beschäftigte aus dem Frei geholt 
werden, 

 zusätzliche Entgeltstufen, 
 Überstundenzuschläge für Teilzeitbeschäftigte ab 

der ersten Stunde, 
 eine Höherbewertung der Zeit, wenn geteilte 

Dienste geleistet werden müssen (hier kam übri-
gens oft der Kommentar: geteilte Dienste darf es 
eigentlich gar nicht mehr geben), 

 die Höherbewertung von besonders belastenden 
Tätigkeiten. 

Dabei ist auffällig, dass alle Forderungen jeweils für 
mindestens zwei Drittel der Kolleginnen und Kolle-
gen, die sich an der Befragung beteiligt haben, 
wichtig sind. 

Mit nur wenigen Ausnahmen wollen die Befragten 
ihre Arbeitsbedingungen und Einkommen über 
einen Tarifvertrag gesichert wissen und haben sich 
zudem bereit erklärt, für die Durchsetzung der For-
derungen auch aktiv zu werden. 

 



 

 

Aus den Ergebnissen der Tarifbefragung hat die Tarif-
kommission konkrete Forderungen abgeleitet (siehe 
Flugblatt vom September 2011). Diese Forderungen 
haben wir am 7. November an OKR Keller geschickt mit 
der Bitte um ein Gespräch. Wir haben nicht zu Ta-
rifverhandlungen aufgefordert! Drei Tage später kam 
die oben erwähnte zweite Ablehnung von Gesprächen. 

Umsetzung der Wahlmöglichkeit zwischen AVR 

Baden und AVR DW EKD 

Stattdessen wird nun das in 2010 beschlossene Wahl-
recht für diakonische Träger zwischen den AVR Diako-
nie Baden und den schlechteren AVR DW EKD einseitig 
umgesetzt, indem vor Ort Satzungsänderungen in die 
Mitgliederversammlungen einzelner Träger eingebracht 
werden. Doch: Die Verschlechterung der Arbeits-
bedingungen und Einkommen der Beschäftigten lässt 
sich verhindern. Das zeigt die erfolgreiche Aktion der 
Kolleginnen und Kollegen des Evang. Sozialwerks Müll-
heim. Siehe dazu www.streikrecht-ist-grundrecht.de. 

Deshalb ist es notwendig, die Aktivitäten der  

Arbeitgeber zu beobachten, vor allem die Mitglie-

derversammlungen. Wir bieten Euch/Ihnen ausdrück-
lich unsere Unterstützung für eventuelle Aktionen und 

Öffentlichkeitsarbeit an. Der Erfolg der Müllheimer Kol-
leginnen und Kollegen ermutigt!! 

Übrigens: Die einseitige Übernahme der AVR EKD 
durch eine bloße Satzungsänderung ist unserer Auffas-
sung nach rechtswidrig. Wir werden unseren Mitglie-
dern in dieser Angelegenheit Rechtsschutz gewähren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es sieht so aus, als 
ob wir uns für die Durchsetzung Eurer/Ihrer Forde-
rungen für erste Aktionen rüsten müssen. Die ableh-
nende Haltung der Diakonie ist nicht angemessen. Die 
Tarifkommission wird in Kürze einen Aktionsplan erstel-
len, der dann in den Betrieben diskutiert und in konkre-
te Aktionen vor Ort umgesetzt werden wird. 

Wir wünschen Euch/Ihnen allen jetzt aber erst einmal 
fröhliche Weihnachten, allen die Arbeiten müssen, ei-
nen nicht zu anstrengenden Dienst und ein gelingendes 
neues Jahr, in dem wir einen Durchbruch zu einer be-
teiligungsorientierten Tarifpolitik beim Diakonischen 
Werk Baden schaffen werden! 

Jetzt Mitglied werden und die  
Forderungen unterstützen!!

 
ausschneiden und entweder bei den ver.di-Vertrauensleuten im 
Betrieb abgeben oder senden an: 
ver.di Baden-Württemberg, FB 3 
Postfach 10 10 45, 70009 Stuttgart 

http://www.streikrecht-ist-grundrecht.de/

